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Zweites Gesetz 
zur Änderung und Ergänzung des Bundeskindergeldgesetzes 

Vom 16. Dezember 1970 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos­
sen: 

Artikel 1 

Das Bundeskinder~reldgesetz vorn 14. April 1964 
(Bundesgesetzbl. I S. 265), zuletzt geändert durch 
das Gesetz über die Fortzahlung des Arbeitsent­
gelts irn Krankheitsfalle und über Änderungen des 
Rechts der gesetzlichen Krankenversicherung vom 
27. Juli 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 946), wird wie 
folgt geändert und ergänzt: 

1. § 2 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 4 erhält folgende Fassung: 

,,4. nichteheliche Kinder,". 

b) In Nummer 6 werden die Worte „und zu den 
Kosten ihres Unterhaltes nicht unerheblich 
beiträgt" gestrichen. 

2. In § 4 Abs. 1 Satz 1 wird die Zahl „ 7800" durch 
die Zahl „ 13 200" ersetzt. 

3. In § 7 Abs. 7 werden die Worte „Der Bundes­
minister für Familie und Jugend" durch die 
Worte „Der Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit" ersetzt. 

4. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Nr. 2 wird aufgehoben, soweit er 
nicht bereits außer Kraft getreten ist. 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

,, (3) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 ist 
Kindergeld zu gewähren, solange die Kin­
derzulagen aus der gesetzlichen Unfallver­
sicherung oder die Kinderzuschüsse aus den 

gesetzlichen Rentenversicherungen noch 
nicht zuerkannt sind. Der Anspruch auf Kin­
derzulagen aus der gesetzlichen Unfallver­
sicherung oder Kinderzuschüsse aus den ge­
setzlichen Rentenversicherungen geht bis zur 
Höhe des nach Satz 1 für die gleiche Zeit 
gewährten Kindergeldes auf den Bund über. 
Der Anspruchsübergang nach Satz 2 geht 
einem Anspruchsübergang oder Erstattungs­
anspruch auf Grund anderer gesetzlicher Vor­
schriften vor." 

c) In Absatz 4 werden die Worte „Der Bundes­
minister für Familie und Jugend" durch die 
Worte „Der Bundesminister für Jugend, Fa­
milie und Gesundheit" ersetzt. 

5; § 9 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt geändert: 
a) Das Wort „uneheliches" wird durch das Wort 

,,nichteheliches" ersetzt; 

b) die Worte „Feststellung der Vaterschaft oder 
der Unterhaltspflicht" werden durch die 
Worte „Anerkennung oder rechtskräftigen 
Feststellung der Vaterschaft" ersetzt. 

6. § 10 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
,, (1) Das Kindergeld beträgt für das zweite 

Kind 25 Deutsche Mark, für das dritte und vierte 
Kind je 60 Deutsche Mark, für das fünfte und 
jedes weitere Kind je 70 Deutsche Mark monat­
lich." 

7. Dem § 12 Abs. 1 werden folgende Sätze ange­
fügt: 
,,Das gleiche gilt für die Forderung eines Berech­
tigten oder eines nach Absatz 3 Begünstigten 
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gegen ein Geldinstitut, die durch Gutschrift des 
auf sein Konto überwiesenen Kindergeldes ent­
standen ist, für die Dauer von sieben Kalender­
tagen seit der Gutschrift. Eine Pfändung des 
Guthabens bei dem Geldinstitut gilt als mit der 
Maßgabe ausgesr.rochcn, daß sie das Guthaben 
in Höhe der in Satz 2 bezeichneten Forderung 
wtihrend des dort genannten Zeitraums nicht er­
faßt; der Berechtigte oder der nach Absatz 3 Be­
günstigte hat dem Geldinstitut nachzuweisen, 
daß die in Satz 2 genannten Voraussetzungen 
vorliegen. Bei den Beziehern einer laufenden 
Leistung nach diesem Gesetz gilt für die Pfän­
dung von Bargeld § 811 Nr. 8 der Zivilprozeß­
ordnung entsprechend." 

8. In § 13 Nr. 4 werden die Worte ,,§ 23 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1, 2 und 4" durch die Worte ,,§ 23 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2" ersetzt. 

9. In § 20 Abs. 2 Satz 3 werden die Worte „Der 
Bundesminister für Familie und Jugend" durch 
die Worte „Der Bundesminister für Jugend, Fa­
milie und Gesundheit" ersetzt. 

10. § 23 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Hat der nach § 13 Rückzahlungspflichtige für 
das Kind Anspruch auf 

1. Kinderzuschlag aus der Kriegsopferversor­
gung oder 

2. Kinderzuschlag nach besoldungsrechtlichen 
Vorschriften oder vergleichbare Leistungen 
für Kinder auf Grund eines der in den Fällen 
des § 7 Abs. 1 bestehenden Rechtsverhält­
nisse oder Leistungen nach ~ 7 Abs. 6, 

so geht dieser Anspruch bis zur Höhe des ge­
zahlten Kindergeldes auf den Bund über." 

Artikel 2 

Soweit auf Grund des Artikels 1 Nr. 2 die Gewäh-· 
rung von Zweitkindergeld für die Monate September 

bis Dezember 1970 beantragt wird, ist Berechnungs­
jahr abweichend von § 4 Abs. 5 Satz 1 des Bundes­
kindergeldgesetzes das Jahr 1969. 

Artikel 3 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1. Dem § 183 Abs. 5 wird folgender Satz angefügt: 

„Bei der Kürzung bleibt von der Rente ein Betrag 
in Höhe des Kindergeldes außer Betracht, das 
ohne Anwendung des § 8 Abs. 1 des Bundeskin­
dergeldgesetzes für die Kinder des Rentenberech­
tigten zu zahlen wäre." 

2. § 583 Abs. 2 Satz 1 erster Halbsatz erhält fol­
gende Fassung: 

„Die Kinderzulage beträgt monatlich mindestens 
für das zweite Kind 25 Deutsche Mark, 
für das dritte 

und vierte Kind je 

für das fünfte 

60 Deutsche Mark, 

und jedes weitere Kind je 70 Deutsche Mark;". 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. September 
1970 in Kraft, jedoch treten Artikel 1 Nr. 4 Buch­
stabe a mit Wirkung vom 1. Juni 1969 und Artikel 1 
Nr. 4 Buchstabe b, Nr. 8 und 10 sowie Artikel 3 
Nr. 1 am ersten Tage des auf die Verkündung die­
ses Gesetzes folgenden Kalendermonats in Kraft. 

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 
sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 16. Dezember 1970 

Der Bundespräsident 
Heinemann 

Der Bundeskanzler 
Brandt 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit 
Käte Strobel 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
Walter Arendt 
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Gesetz 
zur Änderung des Zerlegungsgesetzes 

Vom 17. Dezember 1970 

Der Bundf.~stag hc1t mit Zustimmung des Bundes­
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Zerlegunus~Jesetz vom 29. März 1952 (Bundes­
geselzbl. I S. 225), zull'lzt geündcrt durch das Steuer­
ändenmgsgesclz 1965 vom 14. Mai 1965 (Bundes­
gesetzbl. I S. 377), wird wie folgt geändert und er­
gänzt: 

1. § 1 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

,, ( 4) Die Vorschriften über die Zerlegung der 
Körperschaftsteuer (§§ 2 bis 4) und über die Zer­
legung der Lohnsteuer (§ 5) bleiben unberührt." 

2. Die §§ 2 bis 9 erhalten folgende Fassung: 

,,§ 2 

Zerlegung der Körperschaftsteuer 

( 1) Bei Körperschaften, Personenvereinigungen 
und Vermögensmassen im Sinne der §§ 1 und 2 
Abs. 1 Ziff. 1, Abs. 2 des Körperschaftsteuer­
gesetzes (Körperschaften), die 

1. zur Körperschaftsteuer mit einem Einkommen 
von mindestens 3 Millionen Deutsche Mark 
veranlagt worden sind und bei denen die bei 
der Ermittlung des Einkommens berücksichtig­
ten Einkünfte aus· Gewerbebetrieb mindestens 
3 Millionen Deutsche Mark betragen und die 

2. im Veranlagungszeitraum im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes außerhalb des nach § 1 Abs. 1 
steuerberechtigten Landes eine Betriebstätte 
oder mehrere Betriebstätten oder Teile von 
Betriebstätten unterhalten haben, 

ist die auf die Einkünfte aus Gewerbebetrieb ent­
fallende nach Abzug anzurechnender Steuerab­
zugsbeträge verbleibende Körperschaftsteuer 
durch das für die Veranlagung zuständige Finanz­
amt (Erhebungsfinanzamt) auf die beteiligten 
'Länder zu zerlegen. Dabei sind die Vorschriften 
der §§ 29 bis 31 und des § 33 des Gewerbesteuer­
gesetzes entsprechend anzuwenden. 

(2) Sind in dem veranlagten Einkommen außer 
den Einkünften aus Gewerbebetrieb auch andere 
Einkünfte enthalten, so ist die auf die Einkünfte 
aus Gewerbebetrieb entfallende Körperschaft­
steuer mit dem Teilbetrag anzusetzen, der dem 
Verhältnis der Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
zum Gesamtbetrag der Einkünfte entspricht. 

(3) In den Fällen des § 7 a des Körperschaft­
steuergesetzes gelten Organgesellschaften und 
deren Betriebstätten als Betriebstätten des 
Organträgers. 

(4) Ist die Körperschaft Gesellschafterin einer 
Personengesellschaft im Sinne des § 15 Ziff. 2 

des Einkommensteuergesetzes, so gelten die Per­
sonengesellschaft und deren Betriebstätten an­
teilig als Betriebstätten der Körperschaft. 

(5) Entfällt von dem zu zerlegenden Steuer­
betrag auf Betriebstätten in einem nicht steuer­
berechtigten Land nicht mindestens ein Betrag 
von 100 000 Deutsche Mark, so ist der anteilig 
aµf dieses Land entfallende Teilbetrag dem nach 
§ 1 Abs. 1 steuerberechtigten Land zuzuteilen. 

§ 3 

Verfahren der Körperschaftsteuerzerlegung 

(1) Das Erhebungsfinanzamt zerlegt die Kör­
perschaftsteuer auf die beteiligten Länder, so­
bald die erste Steuerfestsetzung für einen Ver­
anlagungszeitraum unanfechtbar geworden ist. 
Nach der Änderung einer unanfechtbaren nicht 
vorläufigen Steuerfestsetzung wird keine neue 
Zerlegung vorgenommen. Nach Änderung einer 
unanfechtbaren vorläufigen Steuerfestsetzung 
wird eine neue Zerlegung nur vorgenommen, 
wenn an Stelle der vorläufigen Steuerfestsetzung 
eine unanfechtbare nicht vorläufige Steuerfest­
setzung getreten ist und der neu zu zerlegende 
Steuerbetrag um mindestens 400 000 Deutsche 
Mark von dem erstmals zerlegten Steuerbetrag 
abweicht. 

(2) Soweit dieses Gesetz nichts anderes be­
stimmt, gelten für das Verfahren bei der Zer­
legung der Körperschaftsteuer sinngemäß die 
Vorschriften der §§ 382 bis 389 der Reichs­
abgabenordnung mit der Maßgabe, daß die Kör­
perschaft am Zerlegungsverfahren nicht beteiligt 
ist und daß an die Stelle der Gemeinden die 
zerlegungsberechtigten Länder treten; die Vor­
schriften der Reichsabgabenordnung über die 
außergerichtlichen Rechtsbehelfe sind nicht anzu­
wenden. Die oberste Finanzbehörde des Landes 
beauftragt ein Finanzamt mit der Wahrnehmung 
der Rechte des Landes an der Zerlegung. 

(3) Bestehen zwischen den beteiligten Finanz­
ämtern Meinungsverschiedenheiten über die Zer­
legung und kann eine Einigung nicht erzielt wer­
den, so legt das Erhebungsfinanzamt die Sache 
der obersten Finanzbehörde des Landes zur Ent­
scheidung vor. Damit sind die Finanzämter nicht 
mehr am Zerlegungsverfahren beteiligt; der Zer­
legungsbescheid des Erhebungsfinanzamts ver­
liert seine Wirksamkeit. 

§ 4 

Abwicklung der Körperschaftsteuerzer legung 

(1) Das Erhebungsfinanzamt überweist die in 
einem Kalenderjahr eingehenden Zahlungen an 
die gemäß § 3 Abs. 2 Satz 2 beauftragten Finanz-
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ämter der beteiligten Länder vorläufig nach dem 
Verhältnis der Zerlegungsanteile, die in dem 
Zerlegungsbescheid für das vorvergangene Ka­
lenderjahr festgesetzt sind. Liegt dieser Zer­
legungsbescheid zu Beginn des Kalenderjahrs 
noch nicht vor, so sind die Zerlegungsanteile 
auf Grund der Steuererklärung oder des zuletzt 
erteilten Steuerbescheides vorläufig zu berech­
nen und dementsprechend die eingehenden Zah­
lungen zu zerlegen und zu überweisen. Die 
Uberweisung wird jeweils spätestens am 20. Tage 
des auf das Ende eines jeden Kalenderviertel­
jahrs folgenden Monats für die im abgelaufenen 
Kalendervierteljahr geleisteten Zahlungen durch­
geführt. 

(2) Ist ein Steuerbetrag von mehr als 400 000 
Deutsche Mark der Körperschaft erstattet wor­
den, so haben die Finanzkassen der beteiligten 
Länder ihn dem Erhebungsfinanzamt entspre­
chend den im Zerlegungsbescheid festgesetzten 
Anteilen ihrerseits zu erstatten. Absatz 1 ist ent­
sprechend anzuwenden. 

(3) Sobald die Körperschaftsteuer eines Ka­
lenderjahrs zerlegt worden und abzüglich etwa 
niedergeschlagener oder erlassener Beträge ge­
tilgt ist, werden an die beteiligten Länder die 
diesen an der Steuer zustehenden Anteile unter 
Anrechnung der nach den Absätzen 1 und 2 
geleisteten vorläufigen Zahlungen überwiesen. 
Uberzahlungen sind zu erstatten. Das Erhebungs­
finanzamt gibt eine Abrechmihg. 

§ s 
Zerlegung der Lohnsteuer 

(1) Die von einem Land vereinnahmte Lohn­
steuer wird insoweit zerlegt, als sie von den 
Bezügen der in den anderen Ländern ansässigen 
unbeschränkt steuerpflichtigen Arbeitnehmer ins­
gesamt einbehalten worden ist. Die Zerlegungs­
anteile der einzelnen Länder bemes-sen sich nach 
Hundertsätzen der vereinnahmten Lohnsteuer. 
Die Hundertsätze sind nach den Verhältnissen 
im Feststellungszeitraum festzusetzen. Feststel­
lungszeitraum ist jeweils das Kalenderjahr, für 
das nach dem Gesetz über Steuerstatistiken eine 
Lohnsteuerstatistik durchgeführt wird. 

(2) Der Festsetzung der Hundertsätze sind die 
Verhältnisse zugrunde zu legen, die sich aus den 
Eintragungen auf den Lohnsteuerkarten erge­
ben. Dabei gilt ein Arbeitnehmer als in dem Land 
ansässig, in dem seine Lohnsteuerkarte ausge­
schrieben worden ist (Wohnsitzland). Die nach 
den Eintragungen der Arbeitgeber auf der Lohn­
steuerkarte einbehaltene Lohnsteuer gilt als von 
dem Land vereinnahmt, zu dem das Finanzamt 
gehört, an das die Lohnsteuer nach der letzten 
Eintragung abgeführt worden ist (Einnahmeland). 
Bei Ehegatten, die im Feststellungszeitraum 
nicht dauernd getrennt gelebt und beide Arbeits­
lohn bezogen haben, sind die Eintragungen auf 
der Lohnsteuerkarte des Ehemannes maßgebend. 

(3) Für die Ermittlung der Verhältnisse im 
Feststellungszeit.raum sind die Lohnsteuerkarten 
für den Feststellungszeitraum bis zum 31. März 

des zweiten Kalenderjahrs, das dem Feststel­
lungszeitraum folgt, an das Statistische Landes­
amt des Wohnsitzlandes zu leiten. Das Statisti­
sche Landesamt des Wohnsitzlandes hat bis zum 
30. Juni dieses Jahres an Hand der ihm zuge­
leiteten Lohnsteuerkarten die Lohnsteuer, die 
nicht vom Wohnsitzland vereinnahmt worden 
ist, zu ermitteln, die hiervon auf die einzelnen 
Einnahmeländer entfallenden Beträge festzustel­
len und diese den obersten Finanzbehörden der -
Einnahmeländer mitzuteilen. Die auf den Lohn­
steuerkarten eingetragenen Pfennigbeträge der 
Lohnsteuer sind nicht zu berücksichtigen. 

(4) Die obersten Finanzbehörden der Ein­
nahmeländer stellen nach den von den Statisti­
schen Landesämtern der Wohnsitzländer mit­
geteilten Beträgen fest, in welchem Verhältnis 
- ausgedrückt in Hundertsätzen - jeder der 
Beträge zu der im Feststellungszeit.raum von 
ihnen insgesamt vereinnahmten Lohnsteuer 
steht. Die Hundertsätze sind auf 3 Stellen hinter 
dem Komma zu runden und den obersten 
Finanzbehörden der anderen Länder mitzuteilen. 

(5) Die Hundertsätze gelten für die Zerlegung 
der Lohnsteuer im zweiten, dritten und vierten 
Kalenderjahr, die dem Feststellungszeitraum 
folgen. 

(6) Auf Grund der nach Absatz 4 festgestellten 
Hundertsätze haben die obersten Finanzbehör­
den der Einnahmeländer für jedes Kalender­
vierteljahr der Kalenderjahre, für die die Hun­
dertsätze gelten (Absatz 5), die Zerlegungs­
anteile der Wohnsitzländer an der von ihnen in 
diesem Kalendervierteljahr vereinnahmten Lohn­
steuer zu ermitteln und vorbehaltlich des Ab­
satzes 7 bis zum Ende des auf das Kalender­
vierteljahr folgenden Monats an die obersten 
Finanzbehörden der Wohnsitzländer zu über­
weisen. 

(7) Auf Grund der nach Absatz 4 festgestellten 
Hundertsätze ist eine vorläufige Zerlegung der 
Lohnsteuer für das erste Kalendervierteljahr des 
fünften Kalenderjahrs, das auf den Feststellungs­
zeit.raum folgt, vorzunehmen. Die vorläufigen 
Zerlegungsanteile sind bis zum 30. April dieses 
Kalenderjahrs zu überweisen. Die vorläufige Zer­
legung ist auf Grund der nach den Verhältnissen 
im nächsten Feststellungszeitraum festgestellten 
H.undertsätze bis zum 31. Juli dieses Kalender­
jahrs zu berichtigen. 

(8) Die Vorschriften der §§ 382 bis 389 der 
Reichsabgabenordnung sind auf das Verfahren 
bei der Zerlegung der Lohnsteuer nicht anzu­
wenden. 

§ 6 

-Erlöschen der Ansprüche 

(1) Ansprüche nach den §§ 1 und 5 erlöschen, 
wenn sie nicht bis zum Ablauf des dritten auf 
die Vereinnahmung der Steuer folgenden Kalen­
derjahrs gerichtlich geltend gemacht werden. 

(2) Der Anspruch auf einen Zerlegungsanteil 
an der Körperschaftsteuer erlischt, wenn er nicht 
bis zum Ablauf des dritten auf die endgültige 
Zerlegung (§ 3 Abs. 1) des strittigen Steuer-



Nr.114 Tag der Ausgabe: Bonn, den 22.Dezember 1970 1729 

betrngs folgenden Kalenderjahrs gerichtlich gel­
tend gemacht wird. 

§ 7 

Rechtsweg 
Für die Entscheidung von Rechtsstreitigkeiten 

auf Grund dieses Gesetzes ist der Finanzrechts­
weg gegeben. 

§ 8 

Beginn der Anwendung 
und Uber leilungsvorschriften 

(1) Die Körperschaftstcuerzerlegung ist erst­
mals für den Veranlagungszeitraum 1970 durch­
zuführen. 

(2) Die Lohnsteuerzerlegung ist erstmals für 
das Kalenderjahr 1970 nach den Verhältnissen 
im Kalenderjahr 1968 als erstem Feststellungs­
zeitraum durchzuführen. 

(3) Die Zerlegungsanteile für die Zeit vom 
1. Januar bis zum 30. September 1970 sind ab­
weichend von den §§ 4 und 5 zum 15. Dezember 
1970 an die empfangsberechtigten Länder zu über­
weisen. 

(4) Bei der Ermittlung der vorläufigen Be­
messungsgrundlagen für den Finanzausgleich 
unter den Ländern nach § 13 des Gesetzes über 
den Finanzausgleich zwischen ßuncl und Ländern 
vom 28. August 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1432) 
sind für das Jahr 1971 4/:i der unter Absatz 3 ge­
nannten Zerlcgungsanteile und für das Jahr 1972 
die im Jahr 1971 überwiesenen Zerlegungsanteile 
in Ansatz zu bringen. 

§ 9 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin." 

3. § 10 wird gestrichen. 

Artikel 2 

§ 1 des Gesetzes über Steuerstatistiken vom 6. De­
zember 1966 (Bundesgesetzbl. I S. 665), geändert 

durch das Gemeindefinanzreformgesetz vom 8. Sep­
tember 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1587), erhält fol­
genden neuen Absatz 3: 

,, (3) Die Bundesstatistik über die Lohnsteuer um­
faßt die Ermittlung der nicht von den Wohnsitz­
ländern vereinnahmten Lohnsteuerbeträge nach § 5 
des Zer legungsgesetzes:" 

Artikel 3 

1. § 37 der Finanzgerichtsordnung vom 6. Oktober 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1477), zuletzt geändert 
durch das Erste Gesetz zur Reform des Strafrechts 
vom 25. Juni 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 645), 
wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 erhält folgende Fassung: 

,,3. Rechtsstreitigkeiten auf Grund des Zer­
legungsgesetzes, soweit die zugrunde 
liegenden Feststellungen durch die ober­

. sten Finanzbehörden der Länder getroffen 
sind." 

b) Nummer 4 entfällt. 

2. Die Zuständigkeit für die bei Inkrafttreten die­
ses Gesetzes bei einem Gericht der Finanz­
gerichtsbarkeit anhängigen Sachen richtet sich 
nach den bisher geltenden Vorschriften. 

Artikel 4 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermächtigt, 
das Zerlegungsgesetz in der nach diesem Gesetz gel­
tenden Fassung mit neuem Datum bekanntzumachen 
und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu be­
seitigen. 

Artikel 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. 

Artikel 6 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün­
dung in Kraft. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 17. Dezember 1970 

Der Bundespräsident 
Heinemann 

Der Bundeskanzler 
Brandt 

Der Bundesminister der Finanzen 
Möller 
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Neunte Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

über die Bestimmung von Stoffen und Zubereitungen 
nach § 35 a des Arzneimittelgesetzes 

Vom 8. Dezember 1970 

Auf Grund des § 35 a Abs. 1 Satz 3 und Abs. 3 des Arzneimittelgeset­
zes vom 16. Mai 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 533), zuletzt geändert durch 
das Kostenermächtigungs-Änderungsgesetz vom 23. Juni 1970 (Bundes­
gesetzbl. I S. 805), wird verordnet: 

§ 

Die Anlage zu der Verordnung über die Bestimmung von Stoffen und 
Zubereitungen nach § 35 P des Arzneimittelgesetzes vom 19. Dezember 
1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1444), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
26. September 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1369), wird um folgende Stoffe 
ergänzt: 

Wissenschaftliche 
Bezeichnung 

220. (2-Äthyl-benzofuran-3-yl)-(3,5-
dibrom-4-hydroxy-phenyl)-keton 

221. N-[(1-Äthyl-pyrrolidin-2-yl)­
methyl]-2-methoxy-5-sulfamoyl­
benzamid und seine Salze 

222. D-6-(2-Amino-2-phenyl­
acetamido)-penicillansäure­
(pivaloyloxy-methyl)-ester und 
seine Salze 

Kurz­
bezeichnung 

Benzbromaron 

Sulpirid 

Pivampicillin 

Ende der Ver­
schreibungs­
pflicht nach 
§ 35a AMG 

1. Januar 1974 

1. Januar 1974 

1. Januar 1974 

223. 4-(Benzhydryl-oxy)-1-methyl- Diphenylpyralin 1. Januar 1974 
piperidin und seine Salze 
- in Arzneimitteln gegen 

Schwangerschaftserbrechen -

224. 2-tert-Butylamino-1-(3,5- Terbutalin 
dihydroxy-phenyl)-äthanol und 
seine Salze 

225. N-(5-Butyl-benzimidazol-2-yl)- Parbendazol 
carbaminsäure-methyl-ester und 
seine Salze 

226. 4-Chlor-N-furfuryl-5-sulfamoyl- Furosemid 
anthranilsäure und ihre Salze 
- in Arzneimitteln zur 

Anwendung am Tier -

227. N-[(Dibenzo[b,e]bicyclo[2,2,2] Benzoctamin 
octa-2,5-dien-l-yl)-methyl)]-N-
methyl-amin und seine Salze 

228. N1-(5,6-Dimethoxy-pyrimidin- Sulfadoxin 
4-yl)-sulfanilamid und seine Salze 

229. O,O-Dimethyl-O-(p-sulfamoyl­
phen y 1)-thiophospha t 

230. Eisen (111)-hexacyanof errat (II) 

1. Januar 1974 

1. Januar 1974 

1. Januar 1974 

1. Januar 1974 

1. Januar 1974 

1. Januar 1974 

1. Januar 1974 
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Wissenschaftliche 
Bezeichnung 

231. a-(p-Isobutyl-phenyl)-propion­
süure und ihre Salze 

232. 0-(3,3' ,5,5' -Tetrabrom-2' -hydroxy­
biphenyl-2-yl)-dihydrogen­
phosphat, seine Salze und Ester 
sowie deren Salze 

233. 3/J,12(1, 14ß-Trihydroxy-5ß-card-
20(22)-cnolid-3-(4''' -O-methyl­
tridigitoxosid) 

§ 2 

Kurz­
bezeichnung 

Ibuprofen 

Medigoxin 

Ende der Ver­
schreibungs­
pflicht nach 
§ 35a AMG 

1. Januar 1974 

1. Januar 1974 

1. Januar 1974 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bund(~sgesetzbl. I S.1) in Verbindung mit § 62 des Arznei­
mittelgesetzes auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

Bonn, den 8. Dezember 1970 

Der Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit 

Käte Strobel 

1731 
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Fünfte Verordnung 
über das anzurechnende Einkommen nach dem Bundesversorgungsgesetz 

(Anrechnungs-Verordnung 1971) 

Vom 18. Dezember 1970 

Auf Grund des § 33 Abs. 6, des § 33 a Satz 3, des 
§ 33 b Abs. 5 Satz 3, des § 41 Abs. 3, des § 47 Abs. 2 
und des § 51 Abs. 4 des Bundesversorgungsgesetzes 
in der Fassung der Bekannl.machung vom 20. Januar 
1967 (BundesgE~setzbl. I S. 141 ber. I S. 180), zuletzt 
geändert durch das Zweite Gesetz über die An­
passung der Leistungen des Bundesversorgungs­
gesetzes vom 10. Juli 1970 (Bundesgesetzbl.I S.1029), 
wird mit Zustimmung des Bundesrates verordnet: 

§ 1 

' Das anzurechnende Einkommen zur Feststellung 
der Ausgleichsrenten, der Ehegatten- und Kinder­
zuschläge sowie der Elternrenten (§ 33 Abs. 1, § 41 
Abs. 3, § 47 Abs. 2, § 33 a Satz 3, § 33 b Abs. 5 und 
§ 51 Abs. 4 des Bundesversorgungsgesetzes) ergibt 
sich aus der dieser Verordnung als Anlage bei­
gegebenen Tabelle. In der Tabelle sind auch die 
nach Anrechnung des Einkommens zustehenden Be­
träge an Ausgleichsrente und Elternrente angegeben, 
die zustehende Elternrente jedoch nur insoweit, als 
kein Anspruch auf Erhöhungsbeträge nach § 51 
Abs. 2 oder 3 des Bunqesversorgungsgesetzes be­
steht. Besteht Anspruch auf mindestens einen Er­
höhungsbetrag, so ist die zustehende Elternrente, 
ausgehend vom Gesamtbetrag der vollen Eltern­
rente einschließlich des Erhöhungsbetrages, durch 
Abziehen des in der Tabelle angegebenen anzu­
rechnenden Einkommens zu ermitteln. 

§ 2 

(1) Das Bruttoeinkommen ist vor Anwendung der 
Tabelle auf volle Deutsche Mark nach unten abzu­
runden. 

(2) Treffen Einkünfte aus beiden Einkommens­
gruppen im Sinne des § 33 Abs. 1 Buchstabe a des 
Bundesversorgungsgesetzes zusammen, so ist die 
Stufenzahl getrennt für jede Einkommensgruppe zu 
ermitteln; die Zusammenzählung beider Werte er­
gibt die für die Feststellung maßgebende Stufenzahl. 

§ 3 

(1) Zur Feststellung des Ehegattenzuschlags oder 
von Kinderzuschlägen ist von der Stufenzahl, die 
für das tatsächliche Bruttoeinkommen angegeben ist, 
die Stufenzahl, von der an die entsprechende Aus-

gleichsrente nicht mehr zusteht, abzuziehen; das Er­
gebnis ist die zur Feststellung maßgebende Stufen­
zahl. 

(2) Trifft ein Ehegattenzuschlag mit mindestens 
einem Kinderzuschlag zusammen, so ist zur Fest­
stellung des Kinderzuschlags von dem nach Absatz 1 
ermittelten anzurechnenden Einkommen ein Betrag 
in Höhe des Ehegattenzuschlags abzuziehen; das Er­
gebnis ist das anzurechnende Einkommen im Sinne 
des § 33 b Abs. 5 Satz 3 des Bundesversorgungs­
gesetzes. 

§ 4 

Soweit die Tabelle in einzelnen Versorgungsfällen 
nicht ausreicht, sind die Werte für jede weitere 
Stufenzahl wie folgt zu ermitteln: 
a) Zur Ermittlung des Bruttoeinkommens, bis zu 

dem die zu bildenden Stufen reichen, ist aus­
gehend von den Werten der Stufe 100 bei Ein­
künften aus gegenwärtiger Erwerbstätigkeit ein 
Betrag in Höhe von 7,49 Deutsche Mark und bei 
den übrigen Einkünften ein Betrag in Höhe von 
4,77 Deutsche Mark je Stufe hinzuzuzählen und 
das Ergebnis jeweils auf volle Deutsche Mark 
nach unten abzurunden. 

b) Zur Ermittlung des jeder Stufe zugeordneten Be­
trages des anzurechnenden Einkommens ist aus­
gehend von dem Wert bei Stufe 100 je Stufe ein 
Betrag in Höhe von 3,30 Deutsche Mark hinzu­
zuzählen und das Ergebnis jeweils auf volle 
Deutsche Mark nach unten abzurunden. 

§ 5 

Diese Verordnung gilt zur Feststellung der in § 1 
genannten Leistungen, soweit die Ansprüche für 
Zeiträume im Kalenderjahr 1971 bestehen. 

§ 6 

Diese Verordnung gilt nach Maßgabe des § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 91 des 
Bundesversorgungsgesetzes auch im Land Berlin. 

§ 7 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1971 in Kraft. 

Bonn, den 18. Dezember 1970 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
Walter Arendt 
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Anlage zu§ 1 

Tabelle 

über das anzurechnende Einkommen und die zustehende Ausgleichs- und Elternrente 

Gültig für das Kalenderjahr 1971 

Einkünfte Ausgleichsrenten (brutto) Elternrenten 
aus Anzu- Beschädigte mit einer MdE um 

gegen- rech-
wär- übrige ncndes 
tiger Ein-

Stufen- Ein-
Er- künfle whl kam- 100 90 80 70 50,60 Voll- Halb- Eltern- Eltern-

werbs- Witwen men v.H. v.H. v.H. v.H. v.H. waisen waisen paar teil 
tätig-
keit 

bis zu bis zu 
DM DM DM DM DM DM DM DM DM DM DM DM DM 

165 72 0 0 330 293 245 202 147 198 135 98 245 166 
172 76 1 3 327 290 242 199 144 195 132 95 242 163 
179 81 2 6 324 287 239 196 141 192 129 92 239 160 
187 86 3 9 321 284 236 193 138 189 126 89 236 157 
194 91 4 13 317 280 232 189 134 185 122 85 232 153 
202 95 5 16 314 277 229 186 131 182 119 82 229 150 
209 100 6 19 311 274 226 183 128 179 116 79 226 147 
217 105 7 23 307 270 222 179 124 175 112 75 222 143 
224 110 8 26 304 267 219 176 121 172 109 72 219 140 
232 114 9 29 301 264 216 173 118 169 106 69 216 137 
239 119 10 33 297 260 212 169 114 165 102 65 212 133 
247 124 11 36 294 257 209 166 111 162 99 62 209 130 
254 129 12 39 291 254 206 163 108 159 96 59 206 127 
262 134 13 42 288 251 203 160 105 156 93 56 203 124 
269 138 14 46 284 247 199 156 101 152 89 52 199 120 
277 143 15 49 281 244 196 153 98 149 86 49 196 117 
284 148 16 52 278 241 193 150 95 146 83 46 193 114 
292 153 17 56 274 237 189 146 91 142 79 42 189 110 
299 157 18 59 271 234 186 143 88 139 76 39 186 107 
307 162 19 62 268 231 183 140 85 136 73 36 183 104 
314 167 20 66 264 227 179 136 81 132 69 32 179 100 
322 172 21 69 261 224 176 133 78 129 66 29 176 97 
329 176 22 72 258 221 173 130 75 126 63 26 173 94 
337 181 23 75 255 218 170 127 72 123 60 23 170 91 
344 186 24 79 251 214 166 123 68 119 56 19 166 87 
352 191 25 82 248 211 163 120 65 116 53 16 163 84 
359 196 26 85 245 208 160 117 62 113 50 13 160 81 
367 200 27 89 241 204 156 113 58 109 46 9 156 77 
374 205 28 92 238 201 153 110 55 106 43 6 153 74 
382 210 29 95 235 198 150 107 52 103 40 3 150 71 
389 215 30 99 231 194 146 103 48 99 36 0 146 67 
397 219 31 102 228 191 143 100 45 96 33 143 64 
404 224 32 105 225 188 140 97 - 42 93 30 140 61 
412 229 33 108 222 185 137 94 39 90 27 137 58 
419 234 34 112 218 181 133 90 35 86 23 133 54 

"' 427 238 35 115 215 178 130 87 32 83 20 130 51 
434 243 36 118 212 175 127 84 29 80 17 127 48 
442 248 37 122 208 171 123 80 25 76 13 123 44 
449 253 38 125 205 168 120 77 22 73 10 120 41 
457 258 39 128 202 165 117 74 19 70 7 117 38 
464 262 40 132 198 161 113 70 15 66 3 113 34 
472 267 41 135 195 158 110 67 12 63 0 110 31 
479 272 42 138 192 155 107 64 9 60 107 28 
487 277 43 141 189 152 104 61 6 57 104 25 
494 281 44 145 185 148 100 57 2 53 100 21 
502 286 45 148 182 145 97 54 0 50 97 18 

509 291 46 151 179 142 94 51 47 94 15 
517 296 47 155 175 138 90 47 43 90 11 
524 300 48 158 172 135 87 44 40 87 8 
532 305 49 161 169 132 84 41 37 84 5 
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Einkünfte 
Ausgleichsrenten (brutto) Elternrenten 

aus 1 Anzu- Beschädigte mit einer MdE um 
gegen- rech-
wär- .. b . ncndes t" u nge Stufen-1ger Ein- Ein-
Er- zahl kom- 100 90 80 70 50,60 Voll- Halb- Eltern- Eltern-1 künfte wer )S- men v.H. v.H. v.H. v.H. v.H. Witwen waisen waisen paar teil tätig-
keit 

bis zu bis zu 
DM DM DM DM DM DM DM DM DM DM DM DM DM 

539 310 50 165 165 128 80 37 33 80 1 
546 315 51 168 162 125 77 34 30 77 0 
554 320 52 171 159 122 74 31 27 74 
561 324 53 174 156 119 71 28 24 71 
569 329 54 178 152 115 67 .24 20 67 
576 334 55 181 149 112 64 21 17 64 
584 339 56 184 146 109 61 18 14 61 
591 343 57 188 142 105 57 14 10 57 
.599 348 58 191 139 102 54 11 7 54 
606 353 59 194 136 99 51 8 4 51 
614 358 60 198 132 95 47 4 0 47 
621 362 61 201 129 92 44 1 44 
629 367 62 204 126 89 41 0 41 
636 372 63 207 123 86 38 38 
644 377 64 211 119 82 34 34 
651 382 65 214 116 79 31 31 
659 386 66 217 113 76 28 28 
666 391 67 221 109 72 24 24 
674 396 68 224 106 69 21 21 
681 401 60 227 103 66 18 18 
689 405 70 231 99 62 14 14 
696 410 71 234 96 59 11 11 
704 415 72 237 93 56 8 8 
711 420 73 240 90 53 5 5 
719 424 74 244 86 49 1 1 
726 429 75 247 83 46 0 0 
734 434 76 250 80 43 -. 
741 439 77 254 76 39 
749 444 78 257 73 36 
756 448 79 260 70 33 
764 453 80 264 66 29 
771 458 81 267 63 26 
779 463 82 270 60 23 
786 467 83 273 57 20 
794 472 84 277 53 16 
801 477 85 280 50 13 
809 482 86 283 47 10 
816 486 87 287 43 6 
824 491 88 290 40 3 
831 496 89 293 37 0 
839 501 90 297 33 
846 506 91 300 30 
854 510 92 303 27 
861 515 93 306 24 
869 520 94 310 20 
876 525 95 313 17 
884 529 96 316 14 
891 534 97 320 10 
899 539 98 323 7 
906 544 99 326 4 
914 549 100 330 0 
921 553 101 333 
928 558 102 336 
936 563 103 339 
943 568 104 343 
951 572 105 346 
958 577 106 349 
966 582 107 353 
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Einkünfte Ausgleichsrenten (brutto) Elternrenten 
aus Anzu- Beschädigte mit einer MdE um 

gegen- rech-
wär- übrige nendes 
tiger Ein-

Stufen- Ein-
Er- künfte 

zahl kom- 100 90 80 70 50,60 Voll- Halb- Eltern- Eltern-werbs- men v.H. v.H. v.H. v.H. v.H. Witwen waisen waisen paar teil tätig-
keit 

bis zu bis zu 
DM DM DM DM DM DM DM DM DM DM DM DM DM 

973 587 108 356 
981 591 109 359 
988 596 110 363 
996 601 111 366 

1 003 606 112 369 
1 011 611 113 372 
1 018 615 114 376 
1 026 620 115 379 
1 033 625 116 382 
1 041 630 117 386 
1 048 634 118 389 
1 056 639 119 392 
1 063 644 120 396 
1 071 649 121 399 
1 078 653 122 402 
1 086 658 123 405 
1 093 663 124 409 
1 101 668 125 412 
1108 673 126 415 
1 116 677 127 419 
1 123 682 128 422 
1 131 687 129 425 
1 138 692 130 429 
1 146 696 131 432 
1 153 701 132 435 
1 161 706 133 438 
1 168 711 134 442 
1176 715 135 445 
1183 720 136 448 
1 191 725 137 452 
1 198 730 138 455 
1 206 735 139 458 
1 213 739 140 462 
1 221 744 141 465 
1 228 749 142 468 
1 236 754 143 471 
1 243 758 144 475 
1 251 763 145 478 
1 258 768 146 481 
1 266 773 147 485 
1 273 777 148 488 
1 281 782 149 491 
1 288 787 150 495 
1 295 792 151 498 
1 303 797 152 501 
1 310 801 153 504 
1 318 806 154 508 
1325 811 155 511 
1 333 816 156 514 
1 340 820 157 518 
1 348 825 158 521 
1355 830 159 524 
1 363 835 160 528 
1 370 839 161 531 
1 378 844 162 534 
1 385 849 163 537 
1 393 854 164 541 
1 400 859 165 544 
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Einkünfte 
Ausgleichsrenten (brutto) Elternrenten 

aus Anzu- Beschädigte mit einer MdE um 
gegen- rech-
wär- übrige nendes 
tiger Ein- Stufen- Ein-
Er- künfte Zi:lhl kam- 100 90 80 70 50, 60 Voll- Halb- Eltern- Eltern-werbs- men v.H. v.H. v.H. v.H. v.H. Witwen waisen waisen paar teil tätig-
keit 

bis zu bis zu 
DM DM DM DM DM DM DM DM DM DM DM DM DM 

1 408 863 166 547 
1 415 868 167 551 
1 423 873 168 554 
1 430 878 169 557 
1 438 882 170 561 
1 445 887 171 564 
1 453 892 172 567 
1 460 897 173 570 
1 468 901 174 574 
1 475 906 175 577 
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Vierzehnte Verordnung 
zur Ergänzung der Verordnung 

über das Verfahren bei Anwendung des§ 1255 der Reichsversicherungsordnung 
und des § 32 des Angestelltenversicherungsgesetzes 

Vom 18. Dezember 1970 

Auf Grund des § 1256 Abs. 2 der Reichsversiche­
rungsordnung und des § 33 Abs. 2 des Angestellten­
versicherungsgesetzes wird mit Zustimmung des 
Bundesrates verordnet: 

§ 1 

Die Anlage zu § 1 Abs. 3 der Verordnung über 
das Verfahren bei Anwendung des § 1255 der Reichs­
versicherungsordnung und des § 32 des Angestell­
tenversicherungsgesetzes vom 9. Juli 1957 (Bundes­
gesetzbl. I S. 696) wird durch die dieser Verordnung 
als Anlage beigefügte Tabelle für das Kalenderjahr 
1969 ergänzt. 

§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber­
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz­
blatt I S. 1) in Verbindung mit Artikel 5 § 2 des Drit­
ten Rentenversicherungs-Änderungsgesetzes vom 
28. Juli 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 956) auch im Land 
Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1971 in Kraft. 

Bonn, den 18. Dezember 1970 

Der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung 

Walter Arendt 

1737 
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Anlage 
(zu § 1) 

Tabelle A 

0 
100,-
200,-
300,-
400,-
500,-
600,-
700,-
800,-
900,-

Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1970, Teil I 

Rentenversicherung der Arbeiter - Rentenversicherung der Angestellten 

Kalenderjahr 1969 

Brutto-Jahresarbeitsentgelt in Deutsche Mark 

0 l 1 000,- i 2 ooo,-13 ooo,-14 ooo,-15 ooo,-16 ooo,-17 000,- j 8 ooo,-19 000,- l 10 000,-

- 8,45 16,89 25,34 33,79 42,23 50,68 59,13 67,57 76,02 84,47 
0,84 9,29 17,74 26,18 34,63 43,08 51,52 59,97 68,42 76,86 85,31 
1,69 10,14 18,58 27,03 35,48 43,92 52,37 60,82 69,26 77,7-1 86,16 
2,53 10,98 19,43 27,87 36,32 44,77 53,21 61,66 70,11 78,55 87,00 
3,38 11,83 20,27 28,72 37,17 45,61 54,06 62,51 70,95 79,40 87,85 
4,22 12,67 21,12 29,56 38,01 46,46 54,90 63,35 71,80 80,24 88,69 
5,07 13,51 21,96 30,41 38,85 47,30 55,75 64,19 72,64 81,09 89,53 
5,91 14,36 22,81 31,25 39,70 48,15 56,59 65,04 73,49 81,93 90,38 
6,76 15,20 23,65 32,10 40,54 48,99 57,44 65,88 74,33 82,78 91,22 
7,60 16,05 24,50 32,94 41,39 49,84 58,28 66,73 75,18 83,62 92,07 

Brutto-Jahresarbeitsentgelt in Deutsche Mark 

l 11 000,-l 12 000,-l 13 000,-l 14 000,-l 15 000,-l 16 000,-l 11000,-j 18 000,-l 19 ooo,-1 20 000,-

0 92,91 101,36 109,81 118,25 126,70 135,15 143,59 152,04 160,49 168,93 
100,- 93,76 102,20 110,65 119,10 127,54 135,99 144,44 152,88 161,33 169,78 
200,- 94,60 103,05 111,50 119,94 128,39 136,84 145,28 153,73 162,18 170,62 
300,- 95,45 103,89 112,34 120,79 129,23 137,68 146,13 154,57 163,02 171,47 
400,- 96,29 104,74 113,19 121,63 130,08 138,53 146,97 155,42 163,87 172,31 
500,- 97,14 105,58 114,03 122,48 130,92 139,37 147,82 156,26 164,71 -
600,- 97,98 106,43 114,87 123,32 131,77 140,21 148,66 157,11 165,55 -
700,- 98,83 107,27 115,72 124,17 132,61 141,06 149,51 157,95 166,40 -

800,- 99,67 108,12 116,56 125,01 133,46 141,90 150,35 158,80 167,24 -
900,- 100,52 108,96 117,41 125,85 134,30 142,75 151,20 159,64 168,09 -

Tabelle B 

Brutto-Jahresarbeitsentgelt in Deutsche Mark 

0 110,- 20,- 1 30,- 1 40,- 1 50,- 1 60,- 1 70,- 1 80,- 90,-

0 - 0,08 0,17 0,25 0,34 0,42 0,51 0,59 0,68 0,76 
1,- 0,01 0,09 0,18 0,26 0,35 0,43 0,52 0,60 0,68 0,77 
2,-- 0,02 0,10 0,19 0,27 0,35 0,44 0,52 0,61 0,69 0,78 
3,- 0,03 0,11 0,19 0,28 0,36 0,45 < ,53 0,62 0,70 0,79 
4,- 0,03 0,12 0,20 0,29 0,37 0,46 O,.:i4 0,63 0,71 0,79 
5,- 0,04 0,13 0,21 0,30 0,38 0,46 0,55 0,63 0,72 0,80 
6,- 0,05 0,14 0,22 0,30 0,39 0,47 0,56 0,64 0,73 0,81 
7,- 0,06 0,14 0,23 0,31 0,40 0,48 0,57 0,65 0,73 0,82 
8,- 0,07 0,15 0,24 0,32 0,41 0,49 0,57 0,66 0,74 0,83 
9,- 0,08 0,16 0,24 0,33 0,41 0,50 0,58 0,67 0,75 0,84 
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Verordnung 
über die für das Kalenderjahr 1971 geltenden Beitragsklassen 

in den Rentenversicherungen der Arbeiter und der Angestellten 
(Beitragsklassen-Verordnung 1971) 

Vom 18. Dezember 1970 

Auf Grund des § 1387 Abs. 1 und des § 1388 der 
Reichsversicherungsordnung sowie des § 114 Abs. 1 
und des § 115 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
wird mit Zustimmung des Bundcsrntes verordnet: 

§ 1 

Für Pflichtversicherte, die selbst die Beiträge zu 
entrichten haben (§ 1405 der Reichsversicherungs­
ordnung und § 127 des Angestelltenversicherungs­
gesetzes), werden nach der Höhe der monatlichen 
Bruttoarbeitsentgelte oder Bruttoarbeitseinkommen 
folgende Beitragsklassen bestimmt: 

Beitrags- Bru ttoarbei tsen tgelt Monats-
klasse oder Bruttoarbeitseinkommen beitrag im Monat 

100 bis 150DM 17DM 
200 von mehr als 150 bis 250DM 34DM 
300 von mehr als 250 bis 350DM 51 DM 
400 von mehr als 350 bis 450DM 68DM 
500 von mehr als 450 bis 550DM 85DM 
600 von mehr als 550 bis 650DM 102DM 
700 von mehr als 650 bis 750DM 119 DM 
800 von mehr als 750 bis 850DM 136DM 
900 von mehr als 850 bis 950DM 153DM 

1000 von mehr als 950 bis 1 100 DM 170DM 
1200 von mehr als 1 100 bis 1 300 DM 204DM 
1400 von mehr als 1 300 bis 1 500 DM 238DM 
1600 von mehr als 1 500 bis 1 700 DM 272DM 
1800 von mehr als 1 700 bis 1 850 DM 306DM 
1900 von mehr als 1 850 DM 323DM 

§ 2 

Für die Weiterversicherung (§ 1233 der Reichs­
versicherungsordnung und § 10 des Angestellten­
versicherungsgesetzes) werden folgende Beitrags­
klassen bestimmt: 

Beitragsklasse 

100 
200 
300 

Monatsbeitrag 

17DM 
34DM 
51 DM 

Beitragsklasse 

400 
500 
600 
700 
800 
900 

1000 
1200 
1400 
1600 
1800 
1900 

§ 3 

Monatsbeitrag 

68DM 
85DM 

102DM 
119DM 
136DM 
153DM 
170DM 
204DM 
238DM 

.272 DM 
306DM 
323DM 

Für die Höherversicherung (§ 1234 der Reichs­
versicherungsordnung und § 11 des Angestellten­
versicherungsgesetzes) werden folgende Beitrags­
klassen bestimmt: 

Monatsbeitrag 

17DM 
51 DM 
85DM 

119 DM 
153DM 
238DM 
323DM 

§ 4 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber­
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz­
blatt I S. 1) in Verbindung mit Artikel 5 § 2 des Drit­
ten Rentenversicherungs-Änderungsgesetzes vom 
28. Juli 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 956) auch im Land 
Berlin. 

§ 5 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1971 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Dritte Beitragsklassen-Verord­
nung vom 20. Dezember 1969 (Bundesgesetzbl. I 
S. 2380) außer Kraft. 

Bonn, den 18. Dezember 1970 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
Walter Arendt 
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An alle Bezieher des Bundesgesetzblattes 

Für die Bezieher von Einzelausgaben des Bundesgesetzblattes Teil I und II unter­
hält der Verlag ein umfangreiches Lager. In vielen Fällen läßt er auch Bundes­
gesetzblätter nachdrucken. Durch beide Maßnahmen ist sichergestellt, daß auch 
Bundesgesetzblätter älterer Jahrgänge weitestgehend nachgeliefert werden 
können. 

Neben den Lager- und Nachdruckkosten verursacht der Einzelverkauf nicht un­
erhebliche Personalkosten, die in letzter Zeit stark gestiegen sind. Der Verlag 
sah sich daher gezwungen, den Einzelverkaufspreis vom 1. Juli 1970 für je an­
gefangene 16 Seiten auf 0,65 DM, einschließlich 5,5 °/o Mehrwertsteuer, zu er­
höhen. Die Versandspesen sowie die Portokosten für die Vorausrechnung werden 
gesondert berechnet. 

Um zu einer kostengerechten Lösung zu kommen, gilt diese Regelung auch für 
die Bundesgesetzblätter, die vor dem 1. Juli 1970 herausgegeben worden sind. 
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